ANLAGE 2

An die

Schuldirektion

ANSUCHEN UM TEILZEITWARTESTAND

Der/die unterfertigte ______________________________________________

geboren am ____________________, in _____________________________,

Lehrperson mit unbefristetem Arbeitsvertrag an ________________________

______________________________________________________________,

ersucht um Gewährung eines Wartestandes mit gleichzeitiger Teilzeitarbeit

gemäß Art. 31 der Anlage 4 des LKV vom 23.04.2003

für das Kind ______________, geb. am _________

im Schuljahr ___________.

Die/der Unterfertigte erklärt:

· ich habe seit ____________ einen Teilzeit/Vollzeitarbeitsvertrag;

· im Falle eines Teilzeitarbeitarbeitsvertrages werden die Pensionsbeiträge für die Dauer des Teilzeitwartestandes auf das Vollzeitarbeitsverhältnis berechnet und eingezahlt;

· ich optiere für ein horizontales/vertikales Teilzeitverhältnis* im Ausmaß von (mindestens 50%) ____% der vollen Arbeitsleistung;

· ich habe am _________ um Wartestand für Personal mit Kindern für die Zeit vom _________ bis _________ angesucht.

Datum
Die/der Unterfertigte

__________
________________________

*horizontales Teilzeitverhältnis = die Arbeitsleistung ist auf alle Arbeitstage verteilt;

vertikales Teilzeitverhältnis = die Arbeitsleistung ist auf nicht weniger als drei Arbeitstage    verteilt.

Mitteilung gemäß Art. 13 des Legislativdekretes vom 30. Juni 2003, Nr. 196 (Datenschutzkodex)

Rechtsinhaber der Daten ist die Schule (Bezeichnung der Schule einfügen). Die angegebenen Daten werden von der Schule, auch in elektronischer Form, für die Bearbeitung der Gesuche betreffend den Teilzeitwartestand im Sinne des Einheitstextes der Landeskollektivverträge für das Lehrpersonal und die Erzieher/innen der Grund-, Mittel- und Oberschulen Südtirols vom 23. April 2003 verarbeitet. Verantwortlich für die Datenverarbeitung ist…(falls in der Schule ein/e Verantwortliche/r für die Datenverarbeitung ernannt worden ist, bitte anführen. Beispiel: Verantwortlich für die Datenverarbeitung ist der/die Schulsekretär/in).
Die Daten müssen bereitgestellt werden, um die erforderlichen Verwaltungsaufgaben abwickeln zu können. Bei Verweigerung der erforderlichen Daten kann der Antrag nicht bearbeitet werden. Die entsprechenden Maßnahmen der Schulführungskräfte werden an das Deutsche Schulamt weitergeleitet.

Die Antragstellerin bzw. der Antragsteller erhält auf Anfrage gemäß Art. 7-10 des Legislativdekretes Nr. 196/2003 Zugang und Auskunft zu den jeweiligen Daten und kann deren Aktualisierung, Löschung, Anonymisierung oder Sperrung, sofern die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen, verlangen.

